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Abstract 
 

Die Überlegungen, den Kommunalen Finanzausgleich zur flächenschutzpolitischen 
Steuerung einzusetzen, konzentrierten sich bisher auf den Bereich Finanzzuweisungen. 

In dem vorliegenden Beitrag werden nun zwei neue Konzepte zur flächenpolitischen 
Reform des Finanzausgleichsystems entwickelt. Zum einen geht es um die Einführung 

einer von der Landesebene zu erhebenden Finanzausgleichsumlage, welche die 
kommunale Baulandausweisung mit einer Umlagelast belegt. Dabei wird aus 

Akzeptanzgründen unterstellt, dass das beim Land anfallende Umlageaufkommen 
in geeigneter Weise wieder an die Kommunalebene zurückverteilt wird. Geht man 

speziell davon aus, dass das entsprechende Umlageaufkommen in Form von 
Zweckzuweisungen für Innenentwicklungsprojekte an die Kommunen zurückfließt, 

dann kommt man zum zweiten hier entworfenen Ansatz, dem „Dualen 
flächenschutzpolitischen Reformkonzept“ - dabei werden nicht nur Elemente der 

Aufbringungsseite, sondern auch Elemente der Verwendungsseite des Kommunalen 
Finanzausgleichs zur flächenschutzpolitischen Steuerung einsetzt. 
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1.   Einführung 
Die bauliche Inanspruchnahme von Flächen hat in Deutschland inzwischen ein Aus-

maß erreicht, das mit dem Konzept einer nachhaltigen Entwicklung immer weniger 

vereinbar ist. Ein übermäßiger „Flächenverbrauch“ hat neben den hinreichend be-

kannten ökologischen Schäden, die sich aus der Bodenversiegelung und Land-

schaftszerschneidung ergeben auch ökonomische Nachteile. So führt vor dem Hin-

tergrund des sich abzeichnenden Bevölkerungsrückgangs eine ausufernde städte-

bauliche Außenentwicklung zu einer zunehmenden Unterauslastung der kommuna-

len Infrastrukturen, was steigende Pro-Kopf-Finanzlasten und nicht zu vernachlässi-

gende volkswirtschaftliche Kosten zur Folge hat. 

 

Ein wesentlicher Grund für den übermäßigen Flächenverbrauch der letzten Jahr-

zehnte liegt darin, dass die Städte und Gemeinden im Zuge des interkommunalen 

Wettbewerbs um Unternehmen und Einwohner in hohem Maße neue Gewerbe- und 

Wohngebiete ausgewiesen haben. Da die kommunale Baulandausweisungspolitik 

erst das Potenzial für einen entsprechend hohen Flächenverbrauch schafft, muss 

eine adäquate Flächenschutzpolitik des Bundes bzw. der Länder bei der kommuna-

len Baulandpolitik ansetzen. Dabei geht es darum, für den aus ökonomischer Sicht 

grundsätzlich sinnvollen interkommunalen Wettbewerb insofern neue Rahmenbedin-

gungen zu schaffen, dass dieser nicht automatisch ein Übermaß an Flächenver-

brauch mit sich bringt.  

 

Geht man in diesem Zusammenhang davon aus, dass die Bundes- bzw. Landespoli-

tik das Ziel verfolgt, den Flächenverbrauch auf ein verträgliches Maß zu begrenzen, 

dann käme hierzu die Anwendung ordnungsrechtlicher Steuerungsansätze in Be-

tracht. Beispielsweise könnte die Baulandausweisung der einzelnen Kommunen 

durch Höchstgrenzen „gedeckelt“ werden. Eine solche Vorgehensweise wäre jedoch 

mit mehr oder weniger deutlichen Effizienz- und Akzeptanzdefiziten verbunden, da 

ordnungsrechtliche Instrumente keine „Rücksicht“ auf die Kosten-Nutzen-Relationen 

kommunaler Baulandausweisung nehmen und stattdessen genau festlegen, welchen 

Beitrag jede einzelne Kommune zum Flächenschutzziel des Bundes bzw. Landes 

leisten muss.  

 



 4

Solche Nachteile weisen die als finanzielle Anreizmechanismen konzipierten „öko-

nomischen Steuerungsinstrumente“ nicht auf. Im vorliegenden Zusammenhang wäre 

dies etwa die Gewährung von Landesfinanzzuweisungen an die Kommunen zur För-

derung der städtebaulichen Innenentwicklung oder die Erhebung eines von den 

Kommunen zu zahlenden Umlagebetrages auf die städtebauliche Außenentwicklung. 

In diesem Fall hätten entsprechende ökonomische Steuerungsinstrumente im Ver-

gleich zum zieladäquaten Einsatz ordnungsrechtlicher Instrumente den Vorteil, dass 

die Freiheitsgrade der Kommunen als Flächennutzer weniger stark eingeschränkt 

werden, weil die einzelnen Kommunen den Umfang ihres Beitrags zum bundes- bzw. 

landesweiten Flächenschutzziel selbst festlegen können. Dies ist mit geringeren 

„volkswirtschaftlichen Anpassungskosten“ verbunden, da diejenigen Kommunen, die 

hohe Flächenausweisungsnutzen bzw. hohe Opportunitätskosten der Nichtauswei-

sung haben (weil z.B. die Ausweisung einer Gewerbefläche für die Ansiedlung eines 

attraktiven Unternehmens möglich wäre) nur unterproportionale Beiträge zum Flä-

chenschutzziel erbringen. Die anderen Kommunen, denen durch den Verzicht auf 

eine Baulandausweisung nur niedrige Opportunitätskosten entstehen, leisten dage-

gen überdurchschnittliche Zielbeiträge. Diese volkswirtschaftlichen Effizienzvorteile 

und der Vorteil der geringeren Einschränkung der kommunalen Freiheitsgrade führen 

zu der Annahme, dass der Einsatz ökonomischer Steuerungsinstrumente eine höhe-

re politisch-gesellschaftlich Akzeptanz aufweisen dürfte als der zielanaloge Einsatz 

ordnungsrechtlicher Instrumente. 

 

Es wurde bereits angedeutet, dass zu diesen ökonomischen Steuerungsinstrumen-

ten auch die Gewährung von Finanzzuweisungen durch die Landesebene an die 

Kommunen zählt, die bei den Kommunen finanzielle Anreize für einen Verzicht auf 

Außenentwicklung bzw. eine verstärkte Umlenkung der städtebaulichen Entwicklung 

auf den Innenbereich setzen sollen. Da die entsprechenden von den Ländern an „ih-

re“ Kommunen zu zahlenden Finanzzuweisungen im Rahmen des so genannten 

Kommunalen Finanzausgleichs zu gewähren wären, geht es in diesem Zusammen-

hang um die Frage, inwieweit der Kommunale Finanzausgleich für Ziele der Flächen-

schutzpolitik instrumentalisiert werden könnte. Dies ist Gegenstand der vorliegenden 

Abhandlung. Dabei werden zunächst Ansätze zur flächenschutzpolitischen Reform 

des Kommunalen Finanzausgleichs vorgestellt, die bereits seit längerer Zeit in der 

wissenschaftlichen Diskussion stehen. Dies betrifft das Konzept flächenschutzpoliti-
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scher Finanzzuweisungen. Anschließend wird ein vom Autor entwickeltes neues Re-

formkonzept vorgestellt, die flächenschutzpolitische Finanzausgleichsumlage. Die-

ses innovative Konzept lässt sich mit dem Finanzzuweisungsansatz kombinieren, so 

dass sich für den Kommunalen Finanzausgleich eine duale flächenschutzpolitische 

Reformkonzeption ergibt. Dabei handelt es sich um ein Kombinationsmodell aus ei-

ner Finanzausgleichsumlage und Finanzzuweisungen, mit denen jeweils spezifische 

flächenschutzpolitische Lenkungsziele der Landesebene verfolgt werden. 

 

2.  Das Reformkonzept flächenschutzpolitischer Finanzzuweisungen 
Die Überlegungen, den Kommunalen Finanzausgleich für die Flächenschutzpolitik zu 

instrumentalisieren, sind nicht ganz neu.1 Hintergrund für entsprechende Konzepte 

war insbesondere die Forderung nach der Abgeltung so genannter „Ökologischer 

Ausgleichsleistungen“. Dabei geht es darum, dass ein Teil der Kommunen für ihr 

Umland, etwa durch die Bereitstellung naturnaher Erholungsräume, Leistungen er-

bringt. Die mit einem Verzicht auf eine baulich-infrastrukturelle Nutzung der entspre-

chenden Flächen verbundenen Opportunitätskosten (z.B. entgangene Gewerbesteu-

ereinnahmen) werden den betreffenden Kommunen jedoch nicht abgegolten – damit 

entsteht aber nur ein geringer Anreiz, entsprechende Freiflächen vorzuhalten. Da der 

Bereitstellung solcher ökologischer Ausgleichsleistungen aus nachhaltigkeitspoliti-

scher Sicht aber große Bedeutung zukommt, wird gefordert, diese durch die Gewäh-

rung von Finanzzuweisungen abzugelten. Bei dieser Argumentation stützt man sich 

auf die Tatsache, dass im Rahmen des Kommunalen Finanzausgleichs diejenigen 

Kommunen eine finanzielle Kompensation durch das Land erhalten, die für ihr Um-

land so genannte „zentralörtliche Leistungen“ erbringen, etwa indem sie bestimmte 

öffentliche Infrastruktureinrichtungen (z.B. Kreiskrankenhäuser) bereitstellen, die 

auch von den Einwohnern umliegender Kommunen genutzt werden. Es gibt nun ver-

schiedene Konzepte, die eine analoge Abgeltung auch für den Bereich der ökologi-

schen Ausgleichsleistungen ermöglichen sollen. Unabhängig von der konkreten Aus-

gestaltung zielen alle diese Ansätze darauf ab, durch die Gewährung von Öko-

Finanzzuweisungen bei den Kommunen ein finanzielles Eigeninteresse am Vorhalten 

von Freiflächen u.ä. zu induzieren.2 
 

                                                 
1 Zu Folgendem vergleiche Krumm (2004, S. 77ff) 
2 Vgl. Michaelis (2002), S. 133. 
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Die Abgeltung ökologischer Ausgleichsleistungen könnte möglicherweise über so 

genannte Schlüsselzuweisungen erfolgen, einer Zuweisungsart innerhalb des Kom-

munalen Finanzausgleichs, die für die Kommunen nicht mit einer bestimmten 

Zweckbindung verbunden wäre. Dabei ist zu beachten, dass eine Festsetzung ent-

sprechender Schlüsselzuweisungen auf der Basis des so genannten „Hauptansat-

zes“ nicht umsetzbar erscheint, denn der Hauptansatz weist aufgrund seiner pau-

schalen Anbindung an die Einwohnerzahl keinen sinnvollen Anknüpfungspunkt für 

die Erfassung der Opportunitätskosten unterbliebener Flächennutzungen auf.3 

 

Günstiger erscheint dagegen die Möglichkeit, das Vorhalten ökologischer Ausgleichs-

flächen durch einen neu einzuführenden Nebenansatz zu berücksichtigen, denn Ne-

benansätze sollen ja gerade individuellen Sonderbelastungen einzelner Kommunen 

Rechnung tragen.4 Unabhängig von weiteren Problemen ergibt sich in diesem Zu-

sammenhang jedoch folgende Schwierigkeit: Der Verzicht auf eine bauliche Nutzung 

von Flächen verursacht zwar Opportunitätskosten (z.B. entgangene Gewerbesteuer-

einnahmen), nicht aber unmittelbar kassenwirksame Kommunalausgaben, so dass 

kein direkter Finanzbedarf geltend gemacht werden kann. Damit ist aber eine Abgel-

tung ökologischer Ausgleichsleistungen über Schlüsselzuweisungen mit der „inneren 

Logik“ des Kommunalen Finanzausgleichs nicht vereinbar.5 

 

Will man trotz alle dem die Abgeltung ökologischer Ausgleichsleistungen über das 

Rechtsinstitut der Schlüsselzuweisungen abwickeln, dann ist dies nur dadurch mög-

lich, dass von grundlegenden Finanzausgleichsprinzipien abgewichen wird. Dies 

könnte im Wege der Errichtung einer „separaten Nebenschlüsselmasse“ erfolgen, die 

unabhängig von der jeweiligen kommunalen Finanzkraft zur Abgeltung der Aus-

gleichsleistungen verwendet wird. Dieses Abweichen von der grundsätzlichen Be-

darfsorientierung des Kommunalen Finanzausgleichs könnte man bei „pragmati-

scher“ Sichtweise6 damit begründen, dass in Deutschland bereits jetzt Nebenansätze 

existieren, für die entsprechende Kosten- bzw. Bedarfsgrößen nicht nachgewiesen 

werden konnten. Die Gewährung von Schlüsselzuweisungen aus einer separaten 

Nebenschlüsselmasse könnte insoweit finanzausgleichsrechtlich also möglich sein. 

                                                 
3 Vgl. Bergmann (1999), S. 270. 
4 Vgl. Rat der Sachverständigen für Umweltfragen (2002), S. 85. 
5 Vergleiche hierzu Bergmann (1999) und Krumm (2001). 
6 Vgl. Wohltmann (2002), S. 178. 
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Gleichwohl bleibt die Schwierigkeit, für die entsprechende Finanzzuweisung eine ge-

eignete, zieladäquate Bemessungsgrundlage zu finden.7  

 

Das eine Konzept sieht vor, die verschiedenen Arten von Flächennutzungen nach 

ökologischen Gesichtspunkten – etwa dem Grad der Bodenversiegelung – bestimm-

ten Nutzungsklassen zuzuordnen. Die Bemessungsgrundlage der entsprechenden 

Finanzzuweisung ergäbe sich dann aus dem Verhältnis von naturverträglich genutz-

ter Fläche zur Gesamtfläche einer Kommune. Damit hätte man eine relativ einfach zu 

ermittelnde Bemessungsgrundlage, was jedoch mit dem Nachteil einer unzureichen-

den Lenkungsschärfe erkauft würde, da die hier zugrunde gelegten Flächennut-

zungsklassen nur auf sehr pauschale Art und Weise den Umfang ökologischer Aus-

gleichsleistungen abbilden. 

 

Ein zumindest auf den ersten Blick attraktiveres Konzept scheint der Ökopunkte-

Ansatz zu sein.8 Ein Ökopunkte-System kommt bereits heute im Rahmen der Hono-

rierung ökologischer Leistungen der Landwirtschaft zur Anwendung. Der Ökopunkte-

Ansatz würde im Vergleich zum vorgenannten Konzept weitere Differenzierungsmög-

lichkeiten bieten und wäre damit als Bemessungsgrundlage zielführender. Aber auch 

hier ergeben sich beträchtliche Schwierigkeiten: Zum einen besteht hier das Prob-

lem, die Kriterien zur Erfassung der ökologischen Ausgleichsleistungen genau zu 

definieren und in ein einheitliches Ökopunkte-Schema zu überführen. Dies bedeutet 

aber zum zweiten, dass mit der Festsetzung des entsprechenden Schemas implizit 

von der Austauschbarkeit zwischen unterschiedlichen Leistungsarten ausgegangen 

wird, was aus ökologisch-naturwissenschaftlicher Sicht – gerade im Hinblick auf die 

Vernetzung von Ökosystemen – nicht ohne weiteres zulässig sein dürfte. 

 

Unabhängig von der konzeptionellen Schwierigkeit der Festsetzung einer adäquaten 

Bemessungsgrundlage ergibt sich das Problem, dass vergleichsweise hohe Zuwei-

sungsbeträge notwendig wären, um eine nachhaltige Änderung im kommunalen Flä-

chenausweisungsverhalten zu induzieren.  

 

                                                 
7 Zu Folgendem vergleiche Michaelis (2002), S. 134. 
8 Vgl. in diesem Zusammenhang auch zwei neuere Konzepte zur Honorierung von Naturschutzleis-
tungen (Perner/Thöne 2007): zum einen ein (zustandsorientierter) „Landschaftsplan-Ansatz“, der eine 
jährlich an die Kommunen zu zahlende Flächenprämie für naturbelassene Flächen vorsieht und zum 
zweiten ein (maßnahmenorientierter) „Naturpunkte-Ansatz“ mit einmaligen Zuweisungsbeträgen. 
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Die vorstehenden Ausführungen haben deutlich gemacht, dass die Etablierung von 

flächennutzungsbezogenen Schlüsselzuweisungen aus verschiedenen Gründen pro-

blematisch ist. Dagegen scheint es grundsätzlich Erfolg versprechender zu sein, für 

die Flächenschutzpolitik so genannte „Zweckzuweisungen“ einzusetzen.9 Die Ge-

währung solcher zweckgebundenen Finanzzuweisungen würde im vorliegenden 

Kontext voraussetzen, dass sich die Kommunen in ihrer Flächennutzungspolitik in 

der vom Land gewünschten Weise verhalten, etwa indem sie Projekte zur Nachver-

dichtung, zur Bodenentsiegelung oder zum Flächenrecycling durchführen. 

 

Im Hinblick auf die Bemessung der Höhe der entsprechenden flächenschutzbezoge-

nen Zweckzuweisungen ist folgenden Aspekten Rechnung zu tragen. Das Land soll-

te nur ein Teil der bei den Kommunen anfallenden Projektkosten übernehmen, und 

zwar aus den beiden folgenden Gründen. Erstens: In der Regel wird auch die Kom-

mune bis zu einem gewissen Grad von dem Flächenschutzprojekt profitieren, es ist 

also von einem begrenzten kommunalen Eigeninteresse an der Projektdurchführung 

auszugehen. Zweitens: Bei einem Teil der Projekte wird der Kommune eine zumin-

dest gewisse Weiterwälzung der anfallenden Projektkosten auf die von der Projekt-

umsetzung profitierenden privaten Haushalten und Unternehmen möglich sein, so 

dass sich ihre Nettokosten entsprechend verringern. Trotz dieser beiden Faktoren 

dürfte für die Landesebene der verbleibende Finanzbedarf für die Öko-Zweckzuwei-

sungen außerordentlich hoch sein. Damit bleibt für die Bundesländer die grundsätzli-

che Frage nach der Finanzierung solcher flächenschutzbezogener Finanzzuweisun-

gen. 
 

3. Das Reformkonzept einer flächenschutzpolitischen Finanzausgleichsumlage 
Das Konzept flächenschutzpolitischer Finanzzuweisungen zielt aus der Sicht der 

Landesebene darauf ab, die Verwendungsseite des Kommunalen Finanzausgleichs 

für die flächenpolitische Lenkung einzusetzen. Dabei bleibt eines der grundsätzlichen 

Probleme, dass ein solcher Ansatz, wenn er eine größere Steuerungswirkung entfal-

ten soll, für das Land einen hohen Finanzbedarf mit sich bringt. Vor diesem Hinter-

grund könnte aus Landessicht in Erwägung gezogen werden, als Ergänzung bzw. 

Ersatz zu einer finanzzuweisungsbezogenen Strategie die Aufbringungsseite des 

Kommunalen Finanzausgleichs einzusetzen. Für eine solche Überlegung käme - 

                                                 
9 Zu Folgendem vgl. Krumm (2001), S. 103. 
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zumindest aus wirtschaftswissenschaftlicher Sicht - das Rechtsinstitut der Finanz-

ausgleichsumlage in Frage. 

 

Finanzausgleichsumlagen werden bereits heute von einer Reihe von Bundesländern 

erhoben. Bemessungsgrundlage der von den Kommunen an die Landesebene zu 

zahlenden Umlage sind allerdings finanzkraftbezogene Aspekte, wie z.B. die Höhe 

der verfügbaren Steuereinnahmen der Kommune bzw. die Relation zu deren Finanz-

bedarf. Im Vordergrund der Umlageerhebung steht dabei nicht die Aufstockung der 

Finanzausgleichsmasse, sondern die Verbesserung der mit dem Finanzausgleich 

angestrebten Ausgleichsintensität.10 

 

Für den vorliegenden Fall einer flächenschutzpolitischen Reform des Kommunalen 

Finanzausgleichs wäre jedoch von einer Finanzausgleichsumlage mit gänzlich ande-

rer Bemessungsgrundlage auszugehen. Gegenstand der Umlageerhebung wären 

nicht Sachverhalte aus dem Bereich der kommunalen Finanzkraft, sondern Aspekte 

der kommunalen Flächenausweisungspolitik. Konkret würde sich die Höhe der von 

einer Kommune an das Land abzuführenden Finanzausgleichsumlage nach dem 

Umfang der jeweiligen Baulandausweisung richten. Die Finanzausgleichsumlage hät-

te damit den Charakter einer so genannten „Baulandausweisungsumlage“ (BLAU). 

Dabei handelt es sich um ein vom Autor (Krumm 2003) entwickeltes flächenschutz-

politisches Steuerungsinstrument, ein theoretisches Konstrukt, das in dieser Abhand-

lung nun explizit in das deutsche System des Kommunalen Finanzausgleichs inte-

griert werden soll, und zwar in Form einer entsprechenden Finanzausgleichsumlage. 

Bei einem solchen als BLAU-Finanzausgleichsumlage konzipierten Steuerungsin-

strument wäre die Umlagelast einer Kommunen umso höher, je umfangreicher deren 

Baulandausweisung bzw. städtebauliche Außenentwicklung ausfällt. Die von einer 

Kommune an das Land abzuführende Umlage bemisst sich also nach der Fläche, die 

sie während des Umlagerhebungszeitraums als neues Bauland ausgewiesen hat. 

Nicht umlagepflichtig wäre die städtebauliche Innenentwicklung, da für diese aus flä-

chenschutzpolitischer Sicht kein Regulierungsbedarf besteht. Eine BLAU-Finanzaus-

gleichsumlage würde bei den Kommunen also den Anreiz setzen, weniger Außen-

entwicklung zu betreiben und zum Teil auf Innenentwicklung auszuweichen. Damit 

würde die flächenschutzpolitische Zielsetzung umgesetzt. 

                                                 
10 Zu den in Deutschland erhobenen Finanzausgleichsumlagen vgl. Lenk/Rudolph (2003). 
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Während die bereits bisher in einzelnen Bundesländern erhobenen Finanzaus-

gleichsumlagen eher distributive Zielsetzungen verfolgen, liegen einer nach dem 

BLAU-Konzept erhobenen Finanzausgleichsumlage flächennutzungsteuernde und 

damit allokationspolitische Ziele zugrunde.11 Insofern ergäbe sich in dieser Hinsicht 

ein Regimewechsel bzw. eine konzeptionelle Erweiterung in Bezug auf die Erhebung 

von Finanzausgleichsumlagen. 

 

Eine nach dem BLAU-Modell konzipierte Finanzausgleichsumlage kann recht unter-

schiedlich ausgestaltet sein:12 Entweder wird bei der Umlageerhebung jede Außen-

entwicklung fiskalisch einheitlich behandelt oder es gibt eine Differenzierung, etwa 

nach landes- bzw. sonstigen raumplanerischen Kriterien. In Frage käme dabei die 

Möglichkeit der Einräumung eines Freibetrages. Damit würde die Baulandauswei-

sung für eine Kommune erst dann umlagepflichtig, wenn sie den ihr vom Land einge-

räumten Umlagefreibetrag überschritten hat. Ein entsprechender Freibetrag würde 

auf eine bestimmte Anzahl von Flächeneinheiten (Quadratmeter neuen Baulandes) 

lauten. Die Höhe des Umlagefreibetrages könnte sich nach der Einwohnerzahl oder 

einem gemischten Verteilungsschlüssel richten, der zum Beispiel auch noch die Be-

schäftigtenzahl mitberücksichtigt. Im ersten Fall ergäbe sich für jede Kommune der-

selbe Pro-Kopf-Freibetrag. Die Kommunen könnten also – bezogen auf ihre Einwoh-

nerzahl – in demselben Umfang Außenentwicklung betreiben, ohne bereits umlage-

pflichtig zu werden. Denkbar wäre in diesem Zusammenhang auch, dass der Pro-

Kopf-Freibetrag nach landesplanerischen Kriterien differenziert wird. Möchte die 

Raumplanung bzw. Flächenschutzpolitik den Schwerpunkt der zukünftigen Sied-

lungsentwicklung beispielsweise in den Bereich der Siedlungs- und Verkehrsachsen 

lenken, dann könnte das Land den in den Achsenräumen gelegenen Kommunen ei-

nen höheren Pro-Kopf-Umlagefreibetrag als den anderen Kommunen einräumen. 

 

Alternativ wäre auch denkbar, für die Differenzierung nach raumordnungspolitischen 

Kommunentypen nicht beim (Pro-Kopf-)Freibetrag der Finanzausgleichsumlage, 

sondern beim Umlagesatz anzusetzen. So könnte in dem zuvor beschrieben landes-

planerischen Fall den Kommunen der Siedlungs- und Verkehrsachsen ein ermäßigter 

Umlagesatz eingeräumt werden. Auch dieses Konzept würde in der Tendenz den 

                                                 
11 Freilich ergeben sich hier indirekte distributive Wirkungen, und zwar insbesondere im Falle einer 
instrumententechnischen interkommunalen Differenzierung nach landesplanerischen Kriterien. 
12 Zu den entsprechenden Tarifformeln für eine BLAU-Finanzausgleichsumlage, vgl. Anhang 1 und 2. 
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Schwerpunkt der zukünftigen Siedlungsentwicklung in die entsprechenden Achsen-

räume lenken. 

 

In Zusammenhang mit der möglichen Einführung einer flächenschutzpolitisch konzi-

pierten Finanzausgleichsumlage stellt sich natürlich auch die Frage, wie das entspre-

chende beim Land anfallende Umlageaufkommen verwendet werden könnte. Grund-

voraussetzung für die Akzeptanz einer solchen BLAU-Finanzausgleichsumlage durch 

Städte und Gemeinden dürfte sein, dass das Aufkommen aus der von den Kommu-

nen erhobenen Finanzausgleichsumlage in geeigneter Weise wieder an die Kommu-

nalebene zurückfließt.13 Dafür kommen aus theoretischer Sicht zwar auch Umschich-

tungen bei den gesamtstaatlichen Gemeinschaftssteuern (Einkommensteuer, Um-

satzsteuer) zugunsten der Kommunalebene in Frage, ebenso die kompensierende 

Absenkung der von den Kommunen an die Bundes- und Landesebene abzuführen-

den Gewerbesteuerumlage - da entsprechende Optionen jedoch nicht in die alleini-

gen Regelungskompetenz der Bundesländer fallen, sollen diese Möglichkeiten einer 

Kompensationslösung als unwahrscheinlich verworfen werden.  

 

Eine Alternative zum Kompensationsansatz wäre eine Ausschüttungslösung. Dabei 

würde das beim Land anfallende Aufkommen aus der BLAU-Finanzausgleichs-

umlage nach einem bestimmten Redistributionsschlüssel auf die Kommunen verteilt. 

In Frage käme ein interkommunaler Verteilungsschlüssel, der insbesondere auf die 

Einwohnerzahl der Kommunen abstellt. 

 

Der einfachste Weg wäre jedoch, nicht nur die Erhebung, sondern auch die Verwen-

dung der Umlagezahlungen über den Kommunalen Finanzausgleich „abzuwickeln“ 

(vgl. dazu Abbildung 1). Geht man also davon aus, dass die Bundesländer das Auf-

kommen aus einer BLAU-Finanzausgleichsumlage über erhöhte Finanzzuweisungen 

wieder an die Kommunalebene zurückgeben, dann könnte die umlagebedingt aufge-

stockte Finanzausgleichsmasse für höhere Schlüsselzuweisungen verwendet wer-

den. Insofern würden mit der Verwendung des Umlageaufkommens distributionspoli-

tische Ziele des Landes verfolgt, die darin zum Ausdruck kommen, dass finanz-

schwache Kommunen höhere Schlüsselzuweisungsbeträge erhalten bzw. der Kreis 

                                                 
13 Eine grundsätzlich mögliche alternative Verwendung des Umlageaufkommens für Finanztransfers 
an private Haushalte oder Unternehmen scheint damit als Option auszuscheiden. 
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der schlüsselzuweisungsberechtigten Kommunen erweitert wird.14 Denkbar wäre 

auch, mit dem Aufkommen aus der BLAU-Finanzausgleichsumlage bestimmte Typen 

kommunaler Investitionsprojekte zu bezuschussen. Eine Alternative dazu wäre, ent-

sprechende zweckgebundene Finanzzuweisungen an flächenschutzpolitischen Tat-

beständen festzumachen. Eine solche Verwendungsart der BLAU-Finanzausgleichs-

umlage führt zu dem im nächsten Abschnitt erläuterten „dualen flächenschutzpoliti-

schen Reformkonzept“, bei dem sowohl Elemente der Aufbringungsseite als auch 

Elemente der Verwendungsseite des Kommunalen Finanzausgleichsystems in den 

Dienst der Flächenschutzpolitik gestellt werden. 

 
Abbildung 1: Verwendung des Aufkommens aus einer BLAU-Finanzausgleichsumlage  
                     im Rahmen des Kommunalen Finanzausgleichs 

 
Quelle: Eigener Entwurf 

 
 

4. Ein duales flächenschutzpolitisches Reformkonzept für den Kommunalen  
    Finanzausgleich 
Ein entsprechendes „duales Reformmodell“ für den Kommunalen Finanzausgleich 

bestünde also aus flächenschutzbezogenen Finanzzuweisungen und einer Finanz-

ausgleichsumlage vom Typ „Baulandausweisungsumlage“ (vgl. Abb. 2). Das Land 

würde dann von seinen Kommunen eine BLAU-Finanzausgleichsumlage erheben, 

deren Höhe sich nach dem Umfang der Baulandausweisung bzw. städtebaulichen 

                                                 
14 Es wurde in diesem Abschnitt schon darauf hingewiesen, dass ein Teil der Bundesländer bereits 
Finanzausgleichsumlagen erhebt, wobei den entsprechenden Umlagen i.d.R. distributionspolitische 
Ziele zugrunde liegen. Vor diesem Hintergrund könnten die betreffenden Bundesländer für den Fall 
der Einführung einer flächenschutzpolitischen BLAU-Finanzausgleichsumlage überlegen, ihre bisheri-
ge, verteilungspolitisch motivierte Finanzausgleichsumlage abzusenken bzw. ganz abzuschaffen. 

 

Aufstockung der Finanzausgleichsmasse für 

 

Schlüsselzuweisungen 
 

Zweckzuweisungen 

 

Erhöhte Zuweisungsbeträge für  
finanzschwache Kommunen 
 
Ausweitung des Kreises der  
zuweisungsberechtigten Kommunen 

 

Für förderwürdige kommunale 
Investitionsvorhaben 
 
Für förderwürdige kommunale 
Flächenschutzprojekte 
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Außenentwicklung bemisst. Dabei ist es für die vorliegende Betrachtung unerheblich, 

ob zwischen den Kommunen eine instrumententechnische Differenzierung nach lan-

desplanerischen Kriterien vorgenommen wird oder nicht. Entscheidend ist hier allein, 

dass das entsprechende Umlageaufkommen auf der Landesebene in die für die Ge-

währung von Zweckzuweisungen verfügbare Finanzausgleichsmasse fließt. 

 
Abbildung 2: Elemente eines „Dualen flächenschutzpolitischen Reformkonzepts“ für den  
                     Kommunalen Finanzausgleich 
 

 
Quelle: Eigener Entwurf 

 

Aus diesem „Finanztopf“ des Landes werden dann die flächenschutzbezogenen 

Zweckzuweisungen finanziert, die den Kommunen etwa zur Förderung der städte-

baulichen Innenentwicklung gewährt werden. Als Bemessungsgrundlage für die ent-

sprechenden Zweckzuweisungen könnten die kommunalen Kosten für solche Innen-

entwicklungsprojekte herangezogen werden, die aus Landessicht als förderwürdig 

angesehen werden. Dabei wäre eine instrumententechnische Differenzierung der 

Zuschussgewährung nach den unterschiedlichen Typen der Innenentwicklung (Nach-

verdichtung, Altlastensanierung etc.) möglich. 

 

Durch die entsprechende Reform des Systems des Kommunalen Finanzausgleichs 

kommt es zu einer zweifachen Förderung der städtebaulichen Innenentwicklung.15 

Zum einen wird die Innenentwicklung durch die Gewährung von Finanzzuweisungen 

für kommunale Innenbereichsprojekte direkt gefördert. Zum zweiten erfolgt eine För-
                                                 
15 Vgl. Krumm (2005), S. 47f. 

L a n d e s e b e n e 

K o m m u n a l e b e n e 

 
 

Flächenschutzbezogene 
Finanzzuweisungen 

 

 
 

Finanzausgleichsumlage 
vom Typ „Baulandauswei-

sungsumlage“ (BLAU) 
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derung der Innenentwicklung auch noch auf indirekte Weise, und zwar dadurch, dass 

die BLAU-Finanzausgleichsumlage die städtebauliche Alternative „Außenentwick-

lung“ mit einer Umlagelast belegt. Während man in Bezug auf die indirekte Förde-

rung über die BLAU-Finanzausgleichsumlage von einer landesplanerischen Grob-

steuerung sprechen könnte, welche die Innenentwicklung als solche fördert, eröffnet 

die direkte Förderung über die Gewährung von flächenschutzbezogenen Zweckzu-

weisungen die Möglichkeit einer landesplanerischen Feinsteuerung, und zwar inso-

weit, als das Land als Zuweisungsgeber genau festlegen kann, welche Kriterien ein 

kommunales Innenentwicklungsprojekt erfüllen muss, um als förderwürdig zu gelten 

(vgl. Abbildung 3). 

 
Abbildung 3: Zweifache Förderung der städtebaulichen Innenentwicklung durch das  
                     „Duale Reformmodell“ für den Kommunalen Finanzausgleich 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: in Anlehnung an Krumm (2005) 

 

Für eine Kommune i ergibt sich unter einem solchen Finanzausgleichs-„Regime“ als 

Differenz zwischen Zuweisungszufluss (Zi) und Finanzausgleichsumlagelast (Ui) fol-

gender fiskalischer Nettoeffekt Ei: 
 

(1)      iiiii AEuKzUZE ⋅−⋅=−=     (mit 0 < z < 1) 
 

mit z als Zuweisungssatz (Zuschussanteil an den kommunalen Innenentwicklungs-

kosten Ki) und dem Umlagesatz u auf die Außenentwicklungsfläche AEi. Um nun ei-

nen analytischen Zusammenhang mit der in der Bemessungsgrundlage der BLAU-

Finanzausgleichsumlage enthaltenen Baulandausweisungs- bzw. Außenentwick-

lungsfläche AEi herstellen zu können, kann in die Tarifformel für die Finanzzuwei-

sungen auch noch eine geeignete Flächenkomponente integriert werden, und zwar 

dadurch, dass eine algebraische Erweiterung um die Innenentwicklungsfläche IEi 

Direkte Förderung 
der Innenentwicklung: 

Gewährung von Finanzzuweisungen 
für Innenentwicklungsprojekte 

Indirekte Förderung 
der Innenentwicklung: 
Umlagezahllast auf der 

Alternative „Außenentwicklung“ 

Landesplanerische  
Feinsteuerung 

Landesplanerische  
Grobsteuerung 
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vorgenommen wird. Damit gilt: iiii IEIEKzZ ⋅⋅= )/(  (mit Ki/EIi als kommunale Projekt-

kosten pro Quadratmeter Innenentwicklung). Insgesamt ergibt sich als kommunaler 

Nettofiskalterm dann 

(2)     ii
i

i
iii AEuIE

IE
K

zUZE ⋅−⋅⋅=−= . 

 

Die einzelnen Kommunen wären von der flächenschutzpolitischen Reform des Kom-

munalen Finanzausgleichs in unterschiedlichem Maße betroffen. Bei denjenigen 

Kommunen, die sowohl Außenentwicklung im Sinne von Baulandausweisung als 

auch Innenentwicklung (in einem aus Landessicht förderwürdigen Sinne) betreiben – 

das entspricht in Tabelle 1 dem Kommunentyp A - steht a priori nicht fest, ob sich für 

diese ein positiver oder negativer Nettoeffekt ergibt. Ein fiskalischer Nettoeffekt von 

Null würde sich dann einstellen, wenn die Umlagelast und der Zuweisungsbetrag ge-

nau dieselbe Höhe aufweisen. Dies gilt dann, wenn das Verhältnis zwischen Innen- 

und Außenentwicklungsfläche (IEi/AEi) exakt mit der „Relation BLAU-Umlagelast pro 

qm (Ui/AEi) zu Finanzzuweisungsbetrag pro qm ( )/( ii IEKz ⋅ )“ übereinstimmt: 

 

(3)      ( )iii

i

IEKz
u

AE
IE

/⋅
=     mit   

i

i

AE
U

u =   und  
i

i

i

i

IE
Z

IE
K

z =⋅  

 

Fällt für den entsprechenden Kommunentyp A das Verhältnis zwischen Innen- und 

Außenentwicklung höher aus, dann kommt dieser in den Bereich positiver Nettofis-

kaleffekte. Insgesamt hängt die konkrete Fiskalwirkung damit zum einen vom städte-

baulichen Verhalten der Kommune (Innen- bzw. Außenentwicklung) sowie deren In-

nenentwicklungskosten (Ki/IEi) ab und zum anderen von den vom Land festgesetzten 

Umlage- und Zuweisungssätzen (u bzw. z). 
 

Tabelle 1: Fiskalwirkung einer „dualen flächenschutzpolitischen Reform“ des Kommunalen  
                 Finanzausgleichs für verschiedene Kommunentypen 
 
 

Außenentwicklung (AEi)  
ja nein 

  ja Kommunentyp A: 
Ei=? 

Kommunentyp B: 
Ei>0 

Innen-
entwicklung 
(IEi)   nein Kommunentyp C: 

Ei<0 
Kommunentyp D 

Ei=0 
 

Quelle: Eigener Entwurf 
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Eine generell positive Fiskalwirkung ergibt sich für die Kommunen des Typs B, die 

nur Innen-, aber keine Außenentwicklung betreiben, und damit zwar flächenschutz-

bezogene Finanzzuweisungen erhalten, aber keine BLAU-Umlagezahlungen leisten 

müssen. Umgekehrt verhält es sich beim Kommunentyp C, der ausschließlich auf 

städtebauliche Außenentwicklung setzt. Kommunen, die weder Innen- noch Außen-

entwicklung betreiben (Typ D) werden dagegen von der dualen Reform des Kommu-

nalen Finanzausgleichs nicht betroffen. 

 

Das Land verfügt neben den Kriterien zur Bestimmung förderwürdiger kommunaler 

Innenentwicklungsprojekte über zwei flächenschutzpolitische Gestaltungsparameter: 

zum einen den Umlagesatz u (sowie eventuell den Umlagefreibetrag F) der BLAU-

Finanzausgleichsumlage und zum anderen den Zuweisungssatz z der innenentwick-

lungsbezogenen Zweckzuweisungen. Mit diesen beiden Hebeln kann es bis zu ei-

nem gewissen Grad die Entwicklung der kommunalen Innen- und Außenentwicklung 

steuern. Wie an anderer Stelle bereits angedeutet, erfolgt mit dem Umlagesatz (bzw. 

dem Umlagefreibetrag) eine Art landesplanerische Grobsteuerung, während mit dem 

Zuweisungssatz (und den Förderkriterien) in begrenztem Maße sogar eine landes-

planerische Feinsteuerung möglich ist. Zudem ist über die interkommunale Differen-

zierung auch noch ein raumordnungspolitisches Steuerungsmoment umsetzbar, und 

zwar insoweit, als man denjenigen Kommunen, die aus Landessicht den Schwer-

punkt der zukünftigen Siedlungsentwicklung bilden sollen, einen ermäßigten Umlage-

satz oder einen erhöhten Pro-Kopf-Umlagefreibetrag einräumen kann. Adressat ent-

sprechender Begünstigungen könnten etwa die im Bereich der Siedlungs- und Ver-

kehrsachsen gelegenen Kommunen sein. 

 

Die duale flächenschutzpolitische Reform des Kommunalen Finanzausgleichs würde 

für das Land bzw. für dessen Finanzausgleichsmasse „haushaltsneutral“ ausfallen, 

wenn das Aufkommen aus der BLAU-Finanzausgleichsumlage gerade ausreicht, um 

die flächenschutzbezogenen Zweckzuweisungen zu finanzieren. Dies gilt dann, wenn 

von der Landespolitik das „Verhältnis zwischen Umlage- und Zuweisungssatz“ (u/z) 

gerade so festgesetzt wurde, dass folgender Zusammenhang gilt: 
 

(4)        
AE
IE

IE
K

z
u

⋅=  
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Das Verhältnis zwischen den beiden Fiskalsätzen (u/z) müsste also der gewichteten 

Relation „Innen- zu Außenentwicklungsfläche“ (IE/AE) entsprechen, wobei als Ge-

wichtungsfaktor die durchschnittlichen kommunalen Projektkosten für Innenentwick-

lungsmaßnahmen (K/IE), in Euro pro Quadratmeter, gegeben wären. 

 

5. Abschließende Bemerkungen 
In dem vorliegenden Beitrag wurde gezeigt, wie der Kommunale Finanzausgleich 

reformiert werden könnte, um flächenschutzpolitische Ziele, wie etwa die Begrenzung 

der städtebaulichen Außenentwicklung, umzusetzen. Neben der Darstellung der be-

reits seit längerer Zeit diskutierten Möglichkeit, Finanzzuweisungen zur flächenpoli-

tischen Steuerung einzusetzen, wurden in dem Beitrag zwei neue Reformkonzepte 

entwickelt bzw. von der theoretischen Ebene in den konkreten Kontext des Kommu-

nalen Finanzausgleichsystems gestellt. 

 

Der erste der beiden neuen Reformansätze steht für die Option, eine flächenschutz-

politische Finanzausgleichsumlage einzuführen, bei der die Kommunen nach Maß-

gabe ihrer Baulandausweisung bzw. Außenentwicklung Umlagezahlungen an die 

Landesebene zu leisten hätten. Damit entstünde für die Kommunen der Anreiz, we-

niger Außenentwicklung zu betreiben und zum Teil auf die umlagefrei gestellte In-

nenentwicklung auszuweichen. Die Einführung einer entsprechenden Finanzaus-

gleichsumlage vom Typ einer „Baulandausweisungsumlage“ (BLAU) dürfte unter Ak-

zeptanzgesichtspunkten jedoch nur dann in Frage kommen, wenn das auf der Lan-

desebene anfallende Umlageaufkommen wieder an die Kommunalebene zurückver-

teilt wird. Dazu wurden in dem Beitrag verschiedene Rückverteilungsregime disku-

tiert, u.a. die Ausschüttung des Umlageaufkommens nach einem bestimmten inter-

kommunalen Verteilungsschlüssel. Geht man dagegen davon aus, dass nicht nur die 

Erhebung, sondern auch die Verwendung der Umlagezahlungen über den Kommu-

nalen Finanzausgleich abgewickelt werden soll, dann bietet sich für die Landesebene 

unter anderem die Möglichkeit, den Kommunen aus dem BLAU-Umlageaufkommen 

Zweckzuweisungen für Innenentwicklungsmaßnahmen zu gewähren. 

 

Damit kommt man zu dem hier ebenfalls neu konzipierten „Dualen flächenschutzpoli-

tischen Reformmodell“, bei dem die Erhebung einer flächenschutzpolitischen Finanz-

ausgleichsumlage (vom BLAU-Typ) mit der Gewährung von innenentwicklungsbezo-
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genen Finanzzuweisungen kombiniert wird. Dadurch käme es zu einer zweifachen 

Förderung der städtebaulichen Innenentwicklung. Zum einen würde die Innenent-

wicklung auf indirekte Weise gefördert, indem die BLAU-Finanzausgleichsumlage bei 

den Kommunen die städtebauliche Alternative „Außenentwicklung“ mit einer Umlage-

last belegt. Zum zweiten käme es auch noch zu einer direkten Förderung der Innen-

entwicklung, und zwar dadurch, dass den Kommunen Finanzzuweisungen für städ-

tebauliche Innenentwicklungsprojekte gewährt würden. Gegenüber dem Modell der 

„bloßen“ Einführung von flächenschutzbezogenen Finanzzuweisungen hat das duale 

Konzept den Vorteil, dass es die mit der Gewährung von Finanzzuweisungen für das 

Land verbundene Finanzierungsproblematik löst bzw. zumindest entschärft und ein 

zusätzliches flächenschutzpolitisches Steuerungsmoment mit sich bringt. 

 

Die dargestellten Optionen scheinen für die Flächenschutzpolitik auch deshalb be-

sonders interessant zu sein, weil die betreffenden Konzepte von einzelnen Ländern 

im Alleingang, d.h. ohne Beteiligung des Bundes, umgesetzt werden könnten. Die 

Bundesländer könnten mit der Integration flächennutzungsteuernder Elemente in den 

Kommunalen Finanzausgleich dazu beitragen, dass der mitunter „ruinöse“ interkom-

munale Standortwettbewerb in der Flächenpolitik auf eine vernünftigere Basis gestellt 

wird. Damit könnten ökologische Schäden sowie die aus der Unterauslastung von 

neuen und alten Baugebieten resultierenden kommunalen Infrastrukturfolgekosten 

begrenzt werden. 
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Anhang 1 
 
Alternative Tarifformeln für eine flächenschutzpolitische Finanzausgleichs-
umlage, Fall „Ohne Berücksichtigung der Umlagerückverteilung“ 
 

Basismodell (ohne landesplanerische Differenzierungen): 
 

ii AEuU ⋅=  

 

Modell mit einheitlichem Pro-Kopf-Umlagefreibetrag: 

           )( iii FAEuU −⋅=    für   0)( ≥− ii FAE      und    
EW
F

EW
F

i

i =   (für alle i) 

 

Modell mit landesplanerischer Differenzierung des Pro-Kopf-Umlagefreibetrages: 

            )( iii FAEuU −⋅=    für   0)( ≥− ii FAE      und    
j

j

i

i

EW
F

EW
F

>   (für alle i, j) 

Modell mit landesplanerischer Differenzierung des Umlagesatzes: 
 

            iii AEuU ⋅=     mit    ji uu <    (für alle i, j) 
 

 

 

Erläuterungen 
 

Ui  Umlagezahllast einer Kommune i 

ui  Umlagesatz einer Kommune i 

AEi  Baulandausweisungsfläche (Außenentwicklungsfläche) einer Kommune i 

Fi  Umlagefreibetrag einer Kommune i 

EWi  Einwohnerzahl einer Kommune i 

Fi/EWi  Pro-Kopf-Umlagefreibetrag einer Kommune i 
 

 

Bei landesplanerischer Differenzierung gilt für die Indizes 
i = landesplanerische „Präferenzkommune“, j = andere Kommune 
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Anhang 2 
 
Tarifformel für eine flächenschutzpolitische Finanzausgleichsumlage  
mit Berücksichtigung der Umlagerückverteilung  
(Beispiel für ein Ausschüttungsregime) 
 
Die in Anhang 1 zur BLAU-Finanzausgleichsumlage angeführten Tarifformeln vernachlässi-
gen die Tatsache, dass das beim Land anfallende Umlageaufkommen an die Kommunal-
ebene zurückverteilt werden soll. Nachstehend soll dies beispielhaft für ein einfaches Aus-
schüttungsregime (nämlich die Anwendung eines reinen Einwohnerschlüssels) demonstriert 
werden.16 
 
Der Nettofiskalterm Ei einer Kommune i ergibt sich als Differenz zwischen dem Rückflussbe-
trag Zi und der Umlagezahlung Ui. Die Umlagezahlung bemisst sich nach der kommunalindi-
viduellen Außenentwicklungsfläche AEi und dem Umlagesatz u. Der Rückflussbetrag Zi er-
gibt sich annahmegemäß nach Maßgabe des Einwohneranteils der Kommune (EWi/EW) am 
BLAU-Umlageaufkommen u.AE. Für den Nettofiskalterm einer Kommune i gilt also 
 

i
i

iii AEuAEu
EW
EW

UZE ⋅−⋅⋅=−=                      

 
Ausgehend von der vorstehenden Tarifformel kommt man zum Pro-Kopf-Nettofiskalterm der 
Kommune i: 

⎟⎟
⎠

⎞
⎜⎜
⎝

⎛
−⋅=

i

i

i

i

EW
AE

EW
AEu

EW
E

 

 
Man erkennt, dass der (Pro-Kopf-)Nettofiskalterm der Kommune i dann positiv ist, wenn de-
ren Pro-Kopf-Baulandausweisung bzw. –Außenentwicklung (AEi/EWi) niedriger ist als die 
landesdurchschnittliche Pro-Kopf-Baulandausweisung bzw. –Außenentwicklung (AE/EW) 
aller Kommunen. In diesem Fall erhält die Kommune i eine höheren Rückflussbetrag aus 
dem Umlageaufkommen als sie BLAU-Finanzausgleichsumlage an das Land abgeführt hat. 

                                                 
16 Hinweis: In Abschnitt 4 wird die Tarifformel für eine BLAU-Finanzausgleichsumlage gezeigt, die sich 
für den Fall der Rückverteilung des Umlageaufkommens an die Kommunen über flächenschutzpoliti-
sche Finanzzuweisungen ergeben würde. 
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